
Am 3. September 2015 schrieb der Untersuchungsbeamte Philipp Altenbach einen Brief 

an die Basler Versicherung, über die seit 1994 die Hypothek meiner Liegenschaft läuft. 

Altenbach verlangte von der Basler Versicherung sämtliche Dokumente über die Hypo-

thek, obwohl die Stawa genau wusste, dass ich die Liegenschaft 2005 von meiner Mutter 

geerbt habe und das Gebäude bestimmt nicht aus illegalen Geldern finanziert sein konn-

te. In dem Brief erwähnte Altenbach gegenüber der Versicherung u.a., dass die Heraus-

gabe der Unterlagen eine Beschlagnahmung verhindern könne, was als Drohung aufge-

fasst werden kann.  
  

In dem Schreiben stand im Zusammenhang mit mir folgendes: 

  

Strafbestand: Mehrfache Widerhandlung gegen das Bundesgesetz über 

Betäubungsmittel 
  

Hier wollte Philipp Altenbach gegenüber einer Bank den Eindruck vermitteln, dass diese Beschuldi-

gungen Tatsache sind. Wäre es anders, so hätte er im besten Fall von einem Verdacht sprechen 

müssen, da die Ermittlungen noch am Laufen waren, zudem existieren bis heute keine materiellen 

Beweise für diese Beschuldigung. Es existiert der allerseits bekannte Slogan, dass eine Person VOR 

einer Verurteilung vor Gericht als unschuldig zu gelten hat. Was Herr Altenbach der Basler Versi-

cherung schrieb kommt einer Vorverurteilung gleich, zudem hat er seine Schweigepflicht gegen-

über Drittpersonen grob missachtet. 

  

Die Reaktion der Basler Versicherung liess auch nicht lange auf sich warten. In einem Telefonge-

spräch mit meinem Treuhänder von der Treuhandfirma Aequitas erwähnte ein rang-

hoher Mitarbeiter der Hypothekenabteilung der Basler Versicherung, dass die Versicherung plane, 

mir die Hypothek zu kündigen. Das käme in etwa einem Konkurs und einem Verlust von mindes-

tens 1,35 Millionen Franken gleich, da ich das Haus aufgrund der Sperrung beim Grundbuchamt, 

die von der Stawa angeordnet wurde, nicht verkaufen könnte. 

  

Die Katastrophe konnte durch den Treuhänder nur durch stundenlange Gespräche abgewendet 

werden, weil es sich dazu verpflichten musste, einen Bürgen für meine Liegenschaft zu suchen, 

was ihm nur mit grosser Mühe und quasi in letzter Minute gelang. Seither muss ich mit dem Bür-

gen jedes Jahr wieder von vorne verhandeln, da die Staatsanwaltschaft meine Liegenschaft nun 

schon im fünften Jahr gesperrt hat und das dem Bürgen langsam aber sicher zu lange wird, denn 

er mag ja verständlicherweise nicht ewig bürgen. Ebenfalls hat die Stawa mit ihrer Intervention bei 

der Basler Versicherung und der Sperrung beim Grundbuchamt einen Bankenwechsel für mich 

verunmöglicht. 

  

Diese Massnahmen der Staatsanwaltschaft Basel stellen einen eindeutigen Versuch der Existenz-

vernichtung einer nicht verurteilten Person dar und sind somit als illegal und kriminell einzustufen. 

Die Staatsanwaltschaft intervenierte zudem auch bei der UBS-Bank (mein Privatkonto), bei der 

Basellandschaftlichen Bank (einem alten Konto, auf das früher meine Mutter die Mieten überweisen 

liess und das 2015 praktisch inaktiv war), der Steuerverwaltung und der Cornerbank, bei der ich 

eine Visakarte besass. Mit dieser Karte bestellte ich gelegentlich im Internet Kleinigkeiten von 

niedrigem Wert. Das Ziel der Stawa war es offensichtlich, mich bei diversen Institutionen anhand 

von unbewiesenen Unterstellungen in Misskredit zu bringen. 
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